
Kurzbericht - 64 

Kommission zu Fragen der Migration und Teilhabe 
(14. - öffentliche - Sitzung am 19. Mai 2015) 

Beratungsthemen: 

1. Kommunales Wahlrecht für Drittstaatsangehörige einführen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/2885 

 

Die Kommission führte die Mitberatung durch. Sie empfahl dem - federführenden - 

Ausschuss für Inneres und Sport mehrheitlich, dem Landtag die unveränderte Annahme 

des Antrags der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vorzuschlagen. 

  

2. Rechtsstaatlichkeit bei der medizinischen Versorgung von Flüchtlingen in 

Niedersachsen beachten! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/2499 

 

Die Kommission führte die Mitberatung durch. Sie empfahl dem -federführenden - 

Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Migration mehrheitlich, den 

Antrag der CDU-Fraktion abzulehnen. 

  

3. Deine Chance, unsere gemeinsame Zukunft 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/3119 

 

4. Einwanderung zukunftsfähig gestalten - Kommunen entlasten 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/3124 

 

5. Sofortige Übernahme der Unterbringungs- und Betreuungskosten für Asylsuchende 

durch das Land! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/3184 

 

Die Kommission beschloss, die drei Anträge gemeinsam zu behandeln. Sie kam überein, 

zunächst einmal die vom Innenausschuss zu den Anträgen geplante Anhörung abzuwarten 

und die Mitberatung im Anschluss daran fortzusetzen und abzuschließen.  

  

6. Wegweiserkurse für Flüchtlinge stärken 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/3428 

 

Die Kommission begann mit der Mitberatung des Antrags. Sie bat darum, dass sie in der 

nächsten Sitzung durch das Innenministerium über die aktuelle Situation der 

Wegweiserkurse für Flüchtlinge, die personelle Situation der Sozialdienste in den 

Erstaufnahmeeinrichtungen, die dortigen Unterbringungsmöglichkeiten sowie die 

Schutzwürdigkeitsfeststellung unterrichtet werden möge. Die Mitberatung des Antrags soll 

im Anschluss daran fortgesetzt werden. 

  

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/2501-3000/17-2885.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_2500/2001-2500/17-2499.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3001-3500/17-3119.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3001-3500/17-3124.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3001-3500/17-3184.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_5000/3001-3500/17-3428.pdf
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7. Beschlussfassung über Erörterungsgegenstände (§ 2 Abs. 3 der besonderen GO 

i. V. m. § 18 b Abs. 1 GO LT) 

 

 a) a) „Impfungen“ - Unterrichtungswunsch des Kommissionsmitglieds Herrn Schrader-

Bendtfeldt vom 12.03.2015 

 

Die Kommission beschloss, dem Unterrichtungswunsch des Kommissionsmitglieds 

Schrader-Bendfeldt zu entsprechen und sich in der nächsten Sitzung durch das 

Sozialministerium über die Problematik des Impfens von Flüchtlingen unterrichten zu 

lassen. 

 

 b) b) „Gesetz zur Partizipation und Integration“ - Schreiben des Kommissionsmitglieds 

Herrn Dr. Hadeed 

 

Die Kommission beschloss, sich mit dem Erörterungsgegenstand des 

Kommissionsmitglieds Herrn Dr. Hadeed zu befassen, und führte darüber eine 

Aussprache. Sie beschloss weiter, das der Tagesordnung als Anlage 3 beigefügte 

Schreiben als Empfehlung an die Fraktionen, die Staatskanzlei und das 

Sozialministerium weiterzuleiten. 

 

  

8. Verschiedenes 

 

Die Kommission beschloss eine Reihe von Beratungsgegenständen für die nächsten 

Sitzungen. 

 
 
 
 
 


